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Chronique générale

Politique sociale

Population et travail

Droit du travail

Mittels einer im Dezember 2020 eingereichten Motion forderte Greta Gysin (gp, TI) die
Schaffung regionaler Stellen für eine erste Hilfe für Opfer von Missbrauch, Mobbing
oder Diskriminierung am Arbeitsplatz. Obwohl sich die Opfer entsprechender
Vergehen auf verschiedene Gesetze berufen könnten, kämen sie häufig nicht zu ihrem
Recht, weil sie zum Beispiel Angst vor negativen Konsequenzen oder vor Jobverlust
hätten. In seiner Stellungnahme vom Februar 2021 beantragte der Bundesrat, die
Motion abzulehnen. Er erachtete die bestehenden rechtlichen Bestimmungen sowie die
Fürsorgepflicht der Arbeitgebenden als ausreichend. Das Arbeitsinspektorat könne
zudem Arbeitgebende, die ihre Fürsorgepflicht nicht wahrnähmen, zum
Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz verpflichten. Im Dezember 2022 wurde die Motion
abgeschrieben, da sie nicht innerhalb der zweijährigen Frist behandelt worden war. 1

MOTION
DATE: 16.12.2022
GIADA GIANOLA

Santé, assistance sociale, sport

Assistance sociale

Mit einer Motion wollte Nationalrätin Goll (sp, ZH) die Landesregierung verpflichten,
Bundesbeiträge an die heute bestehenden 13 Frauenhäuser der Schweiz auzurichten.
Der Bundesrat anerkannte ausdrücklich die immense Aufbau-, Betreuungs- und
Öffentlichkeitsarbeit, welche die Frauenhäuser und Notaufnahmestellen für Kinder und
Jugendliche seit den 1970er Jahren vollbracht haben. Für die Frage der Finanzierung
verwies er aber auf das Opferhilfegesetz (OHG), welches es den Kantonen ermöglicht,
während den ersten sechs Jahren nach Inkrafttreten des Gesetzes Bundesbeiträge für
den Aufbau der Opferhilfe auszulösen. Einige Kantone – so etwa Schaffhausen – hätten
die Frauenhäuser bereits als Beratungsstellen nach OHG anerkannt. Nach diesen
Ausführungen wurde die Motion auf Antrag des Bundesrates nur als Postulat
überwiesen. 2

MOTION
DATE: 18.03.1994
MARIANNE BENTELI

Mit einer Motion wollte Nationalrätin Goll (frap, ZH) den Bundesrat verpflichten, das
Opferhilfegesetz (OHG) zu revidieren und die zweijährige Verjährungsfrist für die
Einreichung von Gesuchen zwecks Entschädigung und Genugtuung aufzuheben. Sie
verwies dabei auf die Erfahrung, dass sexuell ausgebeutete Frauen und Kinder oft Jahre
brauchen, bis sie ihr Schweigen brechen können. Der Bundesrat machte geltend, es sei
grundsätzlich richtig, dass ein Entschädigungs- oder Genugtuungsgesuch möglichst
rasch eingereicht werden solle, da es mit dem Zeitablauf zunehmend schwieriger
werde, die massgeblichen Ereignisse festzustellen und zu überprüfen, ob und inwiefern
diese den Schaden verursacht haben. Er anerkannte aber, dass es Situationen gibt, in
denen Betroffene am rechtzeitigen Handeln gehindert sein könnten, so namentlich in
Fällen, in denen eine materielle oder emotionale Abhängigkeit vom Täter oder der
Täterin besteht (Kindsverhältnis, Ehe, Arbeitsverhältnis) oder in denen aus der Natur
der Straftat starke psychische Hemmungen entstehen, die – wie eben bei sexuellen
Handlungen – ein rasches Reagieren oft verunmöglichen. Hier könnte seiner Ansicht
nach eine flexiblere Regelung der Verwirkungsfrist angezeigt sein. Es wäre aber auch
denkbar, die Frist erst ab dem Zeitpunkt laufen zu lassen, in dem das
Abhängigkeitsverhältnis beendet ist, wie dies etwa der Kanton Zürich in seinem
Einführungsgesetz zum OHG vorgesehen hat. Da das OHG erst am 1. Januar 1993 in Kraft
getreten ist, möchte der Bundesrat vorerst mit dem Gesetz Erfahrungen sammeln. Er
beantragte deshalb erfolgreich Umwandlung in ein Postulat. 3

MOTION
DATE: 24.03.1995
MARIANNE BENTELI
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In der grossen Kammer ebenfalls angenommen wurde eine Motion Heim (sp, SO),
welche einerseits einen Bericht zur Einstellungspraxis betreffend dem Tatbestand
„Häusliche Gewalt“ in den Kantonen verlangte und andererseits eine Änderung dieser
Bestimmung zwecks Eindämmung der häuslichen Gewalt und Stärkung der Opfer
forderte. 4

MOTION
DATE: 03.03.2010
LUZIUS MEYER

In der Frühjahrssession 2023 befasste sich der Nationalrat mit vier Motionen von
Jacqueline de Quattro (fdp, VD; Mo. 21.4533), Léonore Porchet (gp, VD; Mo. 21.4534),
Min Li Marti (sp, ZH; Mo. 21.4535) und Lilian Studer (evp, AG; Mo. 21.4536), welche die
Wiedereinführung der Möglichkeit zur Entschädigung von Opfern von Gewalttaten im
Ausland im Opferhilfegesetz zum Gegenstand hatten. De Quattro erklärte, dass
entsprechende Entschädigungen für in der Schweiz wohnhafte Personen durch die
Kantone nach dem Attentat von Luxor 1997 aus Gründen der finanziellen Belastung
abgeschafft worden seien und Betroffene seither lediglich Anrecht auf Beratung und
eine Kostenbeteiligung hätten. Frankreich verfüge hingegen zum Beispiel über einen
Opferentschädigungsfonds, welcher auch Gewalttaten im Ausland einschliesst, der sich
in der Vergangenheit bewährt habe. Bundesrätin Baume-Schneider betonte zwar die
Wichtigkeit der Unterstützung von Opfern von Straftaten, aus verschiedenen Gründen
gelte es allerdings die Motionen abzulehnen. Unter anderem solle der Staat nicht für
Schäden haften müssen, die nicht auf seinem Territorium stattgefunden haben. Weiter
würde die Implementierung eines Garantiefonds wie desjenigen aus Frankreich eine
Ungleichbehandlung gegenüber Opfern von anderen Straftaten im Ausland, etwa Opfern
von Verkehrsunfällen, nach sich ziehen. Zudem befinde sich das gegenwärtige System in
Einklang mit den Vorschriften des Europäischen Übereinkommens über die
Entschädigung für Opfer von Gewalttaten. Trotz diesen bundesrätlichen Einwänden
nahm der Nationalrat die Motionen mit 109 zu 67 Stimmen (bei 8 Enthaltungen) an.
Während sich die Fraktionen der SP, der Grünen und der FDP geschlossen respektive
mit Enthaltungen hinter die Geschäfte stellten, stammten abgesehen von einer Stimme
aus der GLP-Fraktion alle Nein-Stimmen aus dem Lager der SVP- und der Mitte-
Fraktionen, welche sich grossmehrheitlich gegen die Vorstösse aussprachen. 5

MOTION
DATE: 04.05.2023
JOËLLE SCHNEUWLY

Mehr Autonomie für die Kantone in puncto Opferhilfe forderte Philippe Nantermod
(fdp, VS) mittels einer im Frühjahr 2022 eingereichten Motion. Konkret soll das
Opferhilfegesetz (OHG) dahingehend angepasst werden, dass die Kantone den Opfern
von Straftaten und deren Angehörigen bei Zahlungsunfähigkeit durch die Täterschaft
höhere Genugtuungsbeträge entrichten können, als dies im aktuellen Gesetz
festgehalten ist (zurzeit CHF 70'000 für Opfer und CHF 35'000 für Angehörige). 
Im Juni 2023 nahm sich der Nationalrat dem Anliegen an. Nantermod betonte dabei
unter anderem, dass durch die Annahme der Motion die Bundesfinanzen nicht
beeinflusst würden, sondern lediglich den Kantonen mehr Autonomie zugestanden
würde. Bundesrätin Baume-Schneider anerkannte zwar die Bemühungen Nantermods,
gab aber gleichzeitig auch zu bedenken, dass die Absicht hinter dem OHG nicht eine
Schmerzensgeldregelung sei. Vielmehr handle es sich dabei um eine Unterstützung für
Opfer in dringenden Situationen, was als Solidaritätsgeste verstanden werden und die
Verantwortung der Täterin oder des Täters nicht ersetzen solle. Weiter wies die
Justizministerin darauf hin, dass gerade die Deckelung der Geldbeträge eine
wesentliche Komponente der letzten Revision des OHG gewesen sei, um die Kosten für
die Kantone zu reduzieren. Anstelle der von Nantermod formulierten Forderung sei es
beispielsweise denkbar, dass die Kantone durch eigene, zum OHG komplementäre
Gesetze – etwa betreffend berufliche Eingliederung oder Armutsbekämpfung – den
Opfern unter die Arme greifen könnten. Ebenfalls eine Möglichkeit wäre, die im OHG
festgelegte Summe insgesamt zu erhöhen. Zu erwartende Ungleichheiten zwischen den
Kantonen würden hingegen eher zu Ungleichbehandlungen zwischen den Opfern
führen. Mit ihren Argumenten stiess die Bundesrätin allerdings nicht auf offene Ohren.
Mit 141 zu 51 Stimmen nahm der Nationalrat die Motion an. Einzig die SVP-Fraktion
stellte sich – mit Ausnahme von Jean-Luc Addor (svp, VS) – gegen das Geschäft. 6

MOTION
DATE: 07.06.2023
JOËLLE SCHNEUWLY
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Die vier identischen Motionen «Wiedereinführung der Möglichkeit der Entschädigung
von Opfern von Gewalttaten im Ausland im Opferhilfegesetz» von Jacqueline de
Quattro (fdp, VD; Mo. 21.4533), Léonore Porchet (gp, VD; Mo. 21.4534), Min Li Marti (sp,
ZH; Mo. 21.4535) und Lilian Studer (evp, AG; Mo. 21.4536) wurden in der Herbstsession
2023 vom Ständerat beraten. Als Sprecher der RK-SR erklärte Carlo Sommaruga (sp,
GE), dass die Kommission die vier Vorstösse einstimmig mit 12 zu 0 Stimmen zur
Ablehnung empfehle. Als Gründe führte er das Territorialitätsprinzip – ein Staat soll
nicht für Schäden haften müssen, die nicht auf seinem Territorium entstanden sind –,
finanzielle Auswirkungen für die Kantone sowie Beweisschwierigkeiten und
Ungleichbehandlungen der Opfer an. Anders als im Nationalrat, wo die Geschäfte eine
Mehrheit gefunden hatten, lehnten die Mitglieder des Ständerats die Vorstösse auf
Anraten ihrer Kommission stillschweigend ab. 7

MOTION
DATE: 12.09.2023
JOËLLE SCHNEUWLY

In der Herbstsession 2023 kam eine Motion Nantermod (fdp, VS), welche mehr
Autonomie für die Kantone bei der Opferhilfe verlangte, in den Ständerat. Durch die
Motion sollten die Kantone die Möglichkeit erhalten, höhere Genugtuungsbeiträge an
Opfer auszubezahlen. Der Nationalrat hatte sich zuvor für Annahme der Motion
ausgesprochen. Für die RK-SR führte Carlo Sommaruga (sp, GE) aus, weshalb sich die
Kommission mit 11 zu 1 Stimme gegen eine Annahme stellte. Dabei folgte er der
Argumentation der SODK-Präsidentin, Nathalie Barthoulot (JU, sp), deren Meinung die
Kommission eingeholt hatte. Zum einen hätte die Annahme der Motion
Ungleichbehandlungen – unter anderem zwischen den Wohnkantonen – zur Folge, zum
anderen sei die Entschädigung gemäss OHG subsidiärer und solidarischer Natur, nicht
aber ein Mittel zur Deckung des gesamten moralischen Schadens. Stillschweigend folgte
das Stöckli diesem Votum und erledigte den Vorstoss somit im Zweitrat. 8

MOTION
DATE: 12.09.2023
JOËLLE SCHNEUWLY

Groupes sociaux

Enfants et jeunesse

Der Bundesrat sprach sich gegen die Etablierung eines Nationalen Programms zur
besseren Früherkennung von Kindswohlgefährdungen aus, wie es eine Motion Feri (sp,
AG) forderte. Dabei stellte er sich auf den Standpunkt, dass für die Umsetzung von
Massnahmen in diesem Bereich primär die Kantone und Gemeinden in der Pflicht
seien. Bereits in seinem Bericht zur medizinischen Versorgung bei häuslicher Gewalt
habe er die Kantone aufgefordert, dazu ein flächendeckendes Gesamtkonzept zu
erarbeiten. Der Nationalrat, der die Motion in der Sondersession vom Mai 2022 beriet,
lehnte diese mit 107 zu 79 Stimmen bei einer Enthaltung ab. Neben den Fraktionen der
SP und der Grünen, die das Anliegen geschlossen befürworteten, stimmte auch die
GLP-Fraktion mit einer Ausnahme dafür, ebenso wie drei Mitglieder der Mitte-
Fraktion. 9

MOTION
DATE: 11.05.2022
MARLÈNE GERBER

1) Mo. 20.4429
2) Amtl. Bull. NR, 1994, S. 581 f.
3) Amtl. Bull. NR, 1995, S. 935 f.
4) AB NR, 2010, S. 128
5) AB NR, 2023, S. 911 f..pdf
6) AB NR, 2023, S. 1159 f.
7) AB SR, 2023, S. 708 ff.
8) AB SR, 2023, S. 710
9) AB NR, 2022, S. 754 f.
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